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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie des 
Rates über die Einführung einer gemeinsamen Police 
für mittel- und langfristige Geschäfte mit privaten 

Käufern 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

In der Gemeinschaft sind Police und Prämien zur Verbürgung 
von Exportkrediten unterschiedlich geregelt mit der Folge, daß 
auf dem Markt zu unterschiedlichen Bedingungen angeboten 
werden kann. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt deshalb in einem zweiten Schritt vor, 
die Police für mittel- und langfristige Lieferantenkredite an 
private Käufer zu harmonisieren. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion, 


D. Vorschlag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/746 


Sachgebiet 76 


Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des 
Rates über die Einführung einer gemeinsamen Police für mittel- 
und langfristige Geschäfte mit privaten Käufern 

— Drucksache VI/232 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


i. 

Der Vorschlag der Kommission — Dnidcsadie 
W232 — wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 21. Januar 1970 an den Ausschuß für 
Wirtschaft federführend und an den Haushaltsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. Der Haushaltsaus- 
schuß hat in seiner Sitzung vom 26. Februar 1970 
zustimmend Kenntnis genommen. 

II. 

Die Kommission legt jetzt einen Vorschlag zur 
Regelung der Police für den mittel- und langfristigen 
Lieferantenkredit an private Käufer vor. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich schon mit 
der Harmonisierung von Bürgschaftsbedingungen in 
der Gemeinschaft eingehend beschäftigt, als er den 
Richtlinien-Entwurf der Kommission über die Ein- 
führung einer gemeinsamen Police für mittel- und 
langfristige Geschäfte mit öffentlichen Käufern 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft 
Drucksache VI/321) behandelt hat Bei dieser Ge- 
legenheit hat der Ausschuß nachdrücklich zum Aus- 
druck gebracht, daß die Harmonisierung der Policen 
für alle Sparten sowie der Prämien möglichst gleich- 
zeitig oder nach einem festen Zeitplan erfolgen 
sollte. Der Ausschuß begrüßt, daß sich bei den Bera- 
tungen im Rat jetzt eine Verständigung über diesen 
Grundsatz insoweit abzeichnet, als ein fester Zeit- 
plan für das Inkrafttreten der versicherungstech- 


nischen Regelungen (Policen) und der dazugehöri- 
gen Prämien vereinbart werden soll. 

Ungeachtet der schon im Ausschuß voraus- 
gegangenen Diskussion und der sich abzeichnenden 
positiven Entwicklung hat der Ausschuß es wegen 
der besonderen Bedeutung der Ausfuhrkredit- 
versicherung für den deutschen Export für wichtig 
gehalten, den deutschen Verbänden Gelegenheit zu 
geben, zu der angestrebten Harmonisierung Stellung 
zu nehmen. Es wurden geladen; 

Bundesverband der Deutschen Industrie, 

Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen- 
handels und 

Deutscher Industrie- und Handelstag. 

Die Vertreter dieser Verbände wurden in der 
Sitzung am 30. April 1970 gehört. 

III. 

Die Sachverständigen benutzten auch die Gelegen- 
heit, zu der noch nicht geregelten Harmonisierung 
der Prämien — für die noch keine Richtlinien-Ent- 
würfe vorliegen — Stellung zu nehmen. Sie unter- 
strichen, daß bei der anstehenden Prämienharmoni- 
sierung der Einführung des deutschen Systems 
einer Einheitsprämie der Vorzug gegeben werden 
sollte. In jedem Falle müßte sichergestellt werden, 
daß innerhalb der EWG einheitliche Prämiensätze 
und Ländereinstufungen zugrunde gelegt werden 
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müßten. Hinzukommen müßte eine einheitlidie 
Handhabung des Selbstbehalts, um auf dem Gebiet 
der Exportkreditversicherung tatsächliche Wettbe- 
werbsgleichheit zu erzielen. Von besonderer Wich- 
tigkeit sei außerdem, daß in absehbarer Zeit Police 
und Prämien für den liefergebundenen Finanzie- 
rungskredit für das kurzfristige Ausfuhrgeschäft und 
die Sonderversicherung harmonisiert würden. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß die Bun- 
desregierung die Frage des Selbstbehalts zu gege- 
bener Zeit prüfen werde, und daß ferner in Kürze 
dem Bundestag ein Richtlinien-Entwurf zur Rege- 
lung des kurzfristigen Ausfuhrgeschäftes vorgelegt 
werde. 

Der Grundtenor der Stellungnahme der Sachver- 
ständigen zur vorliegenden Regelung war; die be- 
troffene Wirtschaft begrüßt die Bemühungen um 
eine Angleichung der nationalen Exportkreditver- 
sicherung, weil durch die Ausräumung schwerwie- 
gender Nachteile in der deutschen Risikodeckung 
gegenüber den Systemen des Auslandes für die 
deutsche Industrie durch mittel- und langfristige 
Ausfuhrgeschäfte Wettbewerbsverzerrungen besei- 
tigt werden. 

Die Stellungnahme konzentrierte sich im wesent- 
lichen auf Einzelregelungen zu dem vorliegenden 
Police-Text: 

a) Die Verbände haben übereinstimmend die vor- 
geschlagenen Regelungen zum übermäßig langen 
Zahlungsverzug (protracted default) und zur 
isolierten Abdeckung des politischen Risikos 
(Splitting) begrüßt. Der Ausschuß hat sich diese 
positive Stellungnahme zu eigen gemacht. 

b) Es erübrigte sich, den Wunsch, die Mindestlauf- 
zeit für die Anwendung der privaten Police im 
Bereich des wirtschaftlichen Risikos der Laufzeit 
für die Anwendung der öffentlichen Policen 
gleichzustellen (24 Monate), im einzelnen zu 


erörtern, weil hier ein annehmbarer Kompromiß 
bei den zur Zeit laufenden Verhandlungen in 
Brüssel gefunden wurde. 

c) Der Ausschuß hatte in gewisser Weise Ver- 
ständnis für den Wunsch, die Laufzeit des 
Fabrikationsrisikos gegenüber den Kommissions- 
Vorschlägen zu kürzen. Es sind jedoch unter 
Würdigung der gesamten Regelung gegenüber 
der bisher geltenden deutschen Regelung wesent- 
liche Vorteile gewährt worden, so in der auto- 
matischen Anerkennung des übermäßig langen 
Zahlungsverzugs, in der isolierten Deckungs- 
möglichkeit für das politische Risiko sowie in 
der Höhe der Entschädigungsregelung für das 
Fabrikationsrisiko u. ä. Aus diesen Erwägungen 
heraus darf der Wunsch auf eine Verbesserung 
in diesem Einzelfall nicht isoliert betrachtet wer- 
den. Unter Abwägung der gesamten Vor- und 
Nachteile sah der Ausschuß nämlich keine Ver- 
anlassung, diesen speziellen Wunsch aufzuneh- 
men. 

d) Sorgen, daß die Anwendung des Policentextes 
den deutschen Exporteuren Nachteile bringen 
könnte, schienen dem Ausschuß unbegründet. Er 
verweist auf die bisherige großzügige und 
flexible Handhabung in Einzelfällen. Er geht 
zudem von der Erwartung aus, daß sich an 
dieser praktischen Handhabung nichts ändern 
wird. Darüber hinaus ist der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß diese Regelung den Exporteur bei 
Abschluß seiner Verträge nicht von der ihm ob- 
liegenden Sorgfalt und Prüfungspflicht entbin- 
den kann. 

IV. 

Der Ausschuß empfiehlt in Kenntnis des der- 
zeitigen Verhandlungsstandes in Brüssel, dem Richt- 
linien-Entwurf in der vorgelegten Fassung zuzustim- 
men. 


Bonn, den 6. Mai 1970 


Dr. Freridis 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/232 — wird Kenntnis genommen. 

Bonn, den 6. Mai 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Frerichs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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